
VORBLATT
Problem und Ziel:

§ 35 des Tierschutzgesetzes (TSchG) normiert die behördliche Überwachung, dessen Absatz 2 die Vor-
gangsweise der Behörde bei landwirtschaftlichen Nutztierhaltungen, Wildtierhaltungen und bewilli-
gungspflichtigen Einrichtungen. § 35 TSchG Abs. 4 regelt, wie und wann die Behörde die Tierschutz-
rechtsvorschriften jedenfalls zu kontrollieren hat. Durch Verordnung sollen die näheren Vorschriften über 
die Kontrolle und über die fachliche Qualifikation der Kontrollorgane zwecks Gewährleistung der Einhal-
tung der Tierschutzrechtsvorschriften erlassen werden.

Inhalt:

Die Tierschutz-Kontrollverordnung (TSchKV) dient der Durchführung von § 35 Abs. 3 und 5 
des Tierschutzgesetzes insbesondere in Bezug auf die von den Kontrollen erfassten Tierarten 
und Haltungssystemen und Anzahl der Kontrollen einerseits sowie die Anforderungen an die 
fachliche Qualifikation der Kontrollorgane andererseits.

Alternativen:

Keine.

Finanzielle Auswirkungen:

Für den Bund und die Länder ist mit einem geringen finanziellen Mehraufwand zu rechnen.

Auswirkungen auf die Beschäftigungslage in Österreich und auf den Wirtschaftsstandort 
Österreich:

Keine.

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:

Der Entwurf sieht keine Maßnahmen vor, zu denen der Bund auf Grund zwingender Vorschrif-
ten des Gemeinschaftsrechts verpflichtet ist.

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Wasser und Umweltwirt-
schaft in Bezug auf landwirtschaftliche Nutztiere.



Erläuterungen

Allgemeiner Teil
Hauptgesichtspunkte des Entwurfes:

Diese Verordnung regelt die näheren Vorschriften über die amtliche Kontrolle der tierschutzrechtlichen 
Anforderungen sowie die Anforderungen an die Qualifikation der Kontrollorgane.

Finanzielle Auswirkungen:

Schon bisher haben die Länder die jeweiligen Tierschutzgesetze vollzogen. Den Ländern zufolge werden 
bereits jetzt schon 2 % der landwirtschaftlichen Betriebe im Rahmen des risikobasierten Kontrollsystems 
kontrolliert. Insbesondere in der Kategorie der bewilligungspflichtigen Tierhaltungen sind auf Grund des 
Tierschutzgesetzes vermehrte Kontrollen vorgesehen, die mit einem geringen finanziellen Mehraufwand 
verbunden sind.

Die Kosten für die Kontrolle anderer als landwirtschaftlicher, insbesondere bewilligungspflichtiger, Tier-
haltun gen, werden mit insgesamt 826.562,50 € beziffert.

Pro Kontrolle inklusive Fahrtkosten werden durchschnittlich 330,63 € an Kosten veranschlagt.

Für den Bund ist ebenfalls ein geringer finanzieller Mehraufwand auf Grund der Koordination und Erstel-
lung eines risikobasierten Vorschlages für einen bundesweiten Stichprobenplan, insbesondere in Bezug 
auf die landwirtschaftlichen tierhaltenden Betriebe, zu erwarten. Weiterer Verwaltungsaufwand fällt auf 
Grund der Abfassung der Jahresberichte an die Kommission, der Koordination des Ausbildungslehrgangs 
für die Kontrollorgane und der Erstellung von Checklisten für die Kontrolle an.

Besonderer Teil
Zu § 1

§ 1 regelt den Anwendungsbereich dieser Verordnung im Sinne der Verordnungsermächtigung des § 35 
Abs. 3 und 5 TSchG.

Zu § 2

§ 35 Abs. 2 und 4 TSchG normiert die allgemeine Vorgangsweise der Behörde bei Kontrollen im Rahmen 
des TSchG. Grundsätzlich ist dem Gebot der Verhältnismäßigkeit zu folgen. Kontrollen können jederzeit 
durchgeführt werden, in bestimmten Fällen jedoch wie bei Verdacht der Übertretung von Tierschutz-
rechtsvorschriften und erforderlichenfalls bei erfolgten Übertretungen sind verpflichtend Kontrollen bzw. 
weitere Kontrollen durchzuführen. § 2 der in Rede stehenden Verordnung setzt die Vorgangsweise der 
Behörde nach Wahrnehmung von Verstößen gegen Tierschutzrechtsvorschriften fest.

Zu § 3

§ 3 Abs. 1 und 2 normiert die Vorgangsweise und Kontrollfrequenz der Behörde bei Kontrollen von 
landwirtschaftlichen tierhaltenden Betrieben auf Grundlage eines jährlich vom Bundesministerium für 
Gesundheit und Frauen bundesweit zu koordinierenden Vorschlages für einen Stichprobenplan. Die Kon-
trolle hat risikoorientiert zu erfolgen (Abs. 3).

Gemäß Abs. 4 müssen bei der Kontrolle auch die Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 1782/2003 
und Nr. 796/2004 eingehalten werden. Die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 bestimmt, dass die Zahlung 
von Direktbeihilfen an die Einhaltung von Vorschriften in Bezug auf die landwirtschaftliche Erzeugung 
und Tätigkeit gebunden sein soll, unter anderem zum Zweck der Erhaltung der Flächen in gutem land-
wirtschaftlichen und ökologischen Zustand, aber auch zur Gewährleistung der Tiergesundheit und des 
Tierschutzes. Grundanforderung an die Betriebsführung gemäß Art. 3 und 4 der EG-Verordnung ist die 
Einhaltung der in Anhang III genannten Rechtsvorschriften, die sogenannten „anderweitigen Verpflich-
tungen“. Die dort unter Punkt C genannten Richtlinien, welche durch eine auf Grund des § 24 TSchG 
erlassenen Verordnung umgesetzt werden, sind im Zusammenhang mit Direktzahlungen ab 1.1.2007 
einzuhalten. Laut Entwurf der Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft über die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und über das integrierte 
Verwaltungs- und Kontrollsystem im Bereich der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-
Verordnung 2005) ist als zuständige Behörde für „anderweitige Verpflichtungen“ die jeweilige Fachbe-
hörde vorgesehen. Die Kontrollorgane gemäß § 5 haben daher auch die konkreten Vorgaben der Art. 41 
bis 48 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 in Bezug auf die tierschutzrechtlichen Verpflichtungen zu 
erfüllen.



Zu § 4

§ 4 normiert die Kontrollhäufigkeit der Behörde bei bewilligungspflichtigen Tierhaltungen und Schlacht-
anlagen. Die gewerbliche Wildtierhaltung fällt unter die Anforderung des Abs. 1.

Zu § 5

Regelt, dass die Einhaltung der Tierschutzbestimmungen in Bezug auf das Schlachten und Töten von 
Tieren (§ 32 TSchG) von Organen nach dem Fleischuntersuchungsgesetz im Rahmen der Schlachttier-
und Fleischuntersuchung zu kontrollieren ist.

Zu § 6

§ 6 regelt die Anforderungen an Kontrollorgane in Bezug auf die Aus- und Vorbildung entsprechend 
Anhang 1. Abs. 2 ermächtigt die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen Kursaufbau und Stunden-
ausmaß des Lehrgangs mit dem Inhalt des Anhanges 1 Punkt B für Kontrollorgane in den „Amtlichen 
Veterinärnachrichten“ zu verlautbaren.

Zu § 7

§ 7 normiert die sonstigen Anforderungen an Kontrollorgane wie wirtschaftliche Unabhängigkeit oder 
Verschwiegenheitspflicht sowie die Anforderungen an den Dienstausweis.

Zu § 8

Die einheitlichen Checklisten, nach denen bei der Kontrolle vorzugehen ist, müssen die in Anhang 2 
enthaltenen Daten enthalten und sind von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen durch Kund-
machung in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ festzulegen. Anhang 2 listet zumindest die gemäß 
Anhang der Entscheidung 2000/50/EG über Mindestanforderungen an die Kontrolle von Betrieben, in 
denen landwirtschaftliche Nutztiere gehalten werden, erforderlichen Angaben auf. Diese Entscheidung 
legt fest, welche Angaben die Mitgliedstaaten in den jährlichen Berichten der Kommission zu übermitteln 
haben.

Zu § 9

Jährliche Berichtspflichten bestehen seitens der Behörde gegenüber der Landesregierung, seitens der 
Landesregierung gegenüber der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen und seitens der Bundesmi-
nisterin für Gesundheit und Frauen gegenüber der Europäischen Gemeinschaft. Die Vorgaben für die 
Abfassung der Jahresberichte der Landesregierungen sind von der Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ zu verlautbaren. Gemäß § 35 Abs. 7 TSchG ist das Bun-
des-Berichtspflichtengesetz hinsichtlich der Kontrollen gemäß § 35 Abs. 2 bis 6 TSchG auch über ge-
meinschaftsrechtliche oder internationale Berichtspflichten hinaus anzuwenden. Landwirtschaftliche 
Tierhalter sowie gegebenenfalls die Behörden haben daher dem Bundesministerium für Gesundheit und 
Frauen die für die Erstellung der Risikoanalyse erforderlichen Daten gemäß § 3 Abs. 3 auf Grundlage des 
§ 4 Bundes-Berichtspflichtengesetzes zu übermitteln.

Zu § 10

Damit die Kontrolle der Einhaltung der Tierschutzrechtsvorschriften bundesweit geregelt ist, tritt diese 
Verordnung gleichzeitig mit In-Kraft-Treten des Tierschutzgesetzes in Kraft (Abs. 1).

Gemäß Abs. 2 wird für die Erfüllung der Anforderungen des § 6 eine dreijährige Übergangsfrist einge-
räumt.


